
Stand: 06.04.2026 03:09:17

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/16472

"Planungsmittel für Bundesfernstraßen"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/16472 vom 19.04.2017

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/18203 des HA vom 13.07.2017

3. Beschluss des Plenums 17/18279 vom 27.09.2017

4. Plenarprotokoll Nr. 111 vom 27.09.2017



 

17. Wahlperiode 19.04.2017 Drucksache 17/16472 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Wolfgang Fackler, Eberhard Rotter, Karl Freller, 
Alfred Sauter, Georg Winter, Markus Blume, Robert Brannekäm-
per, Alexander Flierl, Klaus Holetschek, Dr. Martin Huber, Alexan-
der König, Anton Kreitmair, Andreas Lorenz, Walter Nussel, Mar-
tin Schöffel, Angelika Schorer, Sylvia Stierstorfer, Klaus Stöttner, 
Peter Tomaschko, Manuel Westphal, Josef Zellmeier CSU 

Planungsmittel für Bundesfernstraßen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich im laufenden Gesetzge-
bungsverfahren zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtli-
cher Vorschriften beim Bund für eine Anhebung der Pauschale gemäß 
§ 6 des Gesetzes über die vermögensrechtlichen Verhältnisse der 
Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs 
(BABG) einzusetzen, mit der der Bund den Ländern die bei Ent-
wurfsbearbeitung und Bauaufsicht für Bundesfernstraßen entstehen-
den Zweckausgaben erstattet.  

Ziel der Staatsregierung sollte sein, dass der Bund die seit 1971 gel-
tende Pauschale in Höhe von 3 Prozent den aktuellen Verhältnissen 
und gestiegenen Anforderungen anpasst und auf 18 Prozent der Bau-
kosten erhöht. 

 

 

Begründung: 

Die Anforderungen zur Schaffung von Baurecht sind in den letzten 
Jahren immens gestiegen. Neue Erkenntnisse und rechtliche Ver-
pflichtungen sind hinzugekommen, z.B. im Bereich Naturschutz, Was-
serrecht, Entsorgung, Ausgleichsflächen, europäisches Recht, etc. 
Damit sind intensivere und umfassendere Detailplanungen erforder-
lich, die zu einem höheren Planungs- und Verwaltungsaufwand füh-
ren. Daneben hat sich auch die Zeitdauer der Verwaltungs- und 
Rechtsverfahren enorm ausgeweitet. Bürgerbeteiligungen, Verbands-
anhörungen, Abwägungsprozesse und die Vernetzung unterschiedli-
cher Fachauflagen führen zu hohen Kosten und Planungshemmnis-
sen. 

Diesen geänderten Verhältnissen müssen sich die Erstattungsleistun-
gen des Bundes anpassen, so dass eine Erhöhung angebracht ist und 
nach 45 Jahren längst überfällig ist. Schließlich stellen die Planung 
und Bauaufsicht von Bundesfernstraßen für den Freistaat eine hohe 
finanzielle Belastung dar. Die Planungsentschädigung in Höhe von 
3 Prozent deckt nur rund ein Viertel der im Durchschnitt rund 12 Pro-
zent der Investitionskosten betragenden Aufwendungen. Bei Bedarfs-
planmaßnahmen belaufen sich die tatsächlichen Aufwendungen sogar 
auf 18 Prozent der Investitionskosten. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Antrag der Abgeordneten Wolfgang Fackler, Eberhard Rotter, 
Karl Freller u.a. CSU 
Drs. 17/16472 

Planungsmittel für Bundesfernstraßen 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Georg Winter 
Mitberichterstatter: Alexander Muthmann 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Ener-
gie und Technologie hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 
153. Sitzung am 9. Mai 2017 beraten und e i n s t im m ig  Zu-
stimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie hat den Antrag in sei-
ner 70. Sitzung am 13. Juli 2017 mitberaten und e i n s t i m -
m i g  Zustimmung empfohlen. 

Peter Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Wolfgang Fackler, Eberhard Rotter, Karl 
Freller, Alfred Sauter, Georg Winter, Markus Blume, Robert Bran-
nekämper, Alexander Flierl, Klaus Holetschek, Dr. Martin Huber, 
Alexander König, Anton Kreitmair, Andreas Lorenz, Walter Nus-
sel, Martin Schöffel, Angelika Schorer, Sylvia Stierstorfer, Klaus 
Stöttner, Peter Tomaschko, Manuel Westphal, Josef Zellmeier 
CSU 

Drs. 17/16472, 17/18203 

Planungsmittel für Bundesfernstraßen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich im laufenden Gesetzge-
bungsverfahren zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtli-
cher Vorschriften beim Bund für eine Anhebung der Pauschale gemäß 
§ 6 des Gesetzes über die vermögensrechtlichen Verhältnisse der 
Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs 
(BABG) einzusetzen, mit der der Bund den Ländern die bei Ent-
wurfsbearbeitung und Bauaufsicht für Bundesfernstraßen entstehen-
den Zweckausgaben erstattet.  

Ziel der Staatsregierung sollte sein, dass der Bund die seit 1971 gel-
tende Pauschale in Höhe von 3 Prozent den aktuellen Verhältnissen 
und gestiegenen Anforderungen anpasst und auf 18 Prozent der Bau-
kosten erhöht. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen.

(Einzelne Abgeordnete heben die Hand)

– Können wir vielleicht bitte abstimmen? Ich bitte um das Handzeichen. – Danke 

schön. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Keine. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
111. Plenum, 27.09.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 111. Vollsitzung am 27. September 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 111. Vollsitzung am 27. September 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 111. Vollsitzung am 27. September 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 111. Vollsitzung am 27. September 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 111. Vollsitzung am 27. September 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 111. Vollsitzung am 27. September 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 111. Vollsitzung am 27. September 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 111. Vollsitzung am 27. September 2017


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/16472 vom 19.04.2017
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/18203 des HA vom 13.07.2017
	Beschluss des Plenums 17/18279 vom 27.09.2017
	Plenarprotokoll Nr. 111 vom 27.09.2017

